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Trotz Gaspreis-Bremse sind wir im Win-
ter den Wucherpreisen der Energiekon-
zerne ausgeliefert. Denn während der 
Gaspreis für die großen Industrie-
Betriebe ab Januar gedeckelt wird, gilt 
das für uns erst nächstes Frühjahr, am 
Ende der Heizperiode! Selbst dann 
bleibt der Gas-Preis hoch, während alle 
anderen Preise ebenfalls weiter steigen.  
 
In den letzten Wochen sind in verschie-
denen Städten Zehntausende auf die 
Straße gegangen. Viele von ihnen wol-
len nicht schweigend zusehen, wie wir 
ärmer werden. Doch die Frage ist: Ge-
gen wen richten wir unsere Wut – und 
mit welchen Forderungen? 
 
Die AfD will sie unter das Motto stellen: 
„Unser Land zuerst“. Sie fordert, die 
Regierung solle endlich „unsere deut-
schen“ Interessen an erste Stelle set-
zen. Doch welche deutschen Interessen 
meint sie? Die Interessen der Bosse 
von BMW, RWE und anderen deut-
schen Konzerne? Oder die von uns Ar-
beitenden? Sie wollen uns einreden, 
dass die Kapitalisten die gleichen Inte-
ressen hätten wie wir. Doch das ist eine 
gefährliche Sackgasse. 
 
Die Weltwirtschaft schlittert gerade in 
eine Rezession, nicht zuletzt wegen der 
sinkenden Kaufkraft. Auch in Deutsch-
land können viele Unternehmen weniger 
verkaufen und exportieren. Hinzu kom-
men Material-Mangel und hohe Energie-
kosten. Erste Betriebe drosseln bereits 
ihre Produktion.  
Für die Herrschenden ist klar, dass wir 
Arbeitenden auch dafür den Kopf hin-
halten sollen: mit Kurzarbeit und Be-
triebsschließungen. Schon jetzt verlan-
gen sie in vielen Betrieben, dass wir 
trotz 10% Inflation auf entsprechende 
Lohnerhöhungen verzichten. Sie erzäh-
len uns, angesichts der Krise müssten 
wir „realistisch“ sein und verzichten. 
 
Die Aktionäre der 40 größten deutschen 
Konzerne jedoch haben sich gleichzeitig 
unfassbare 50% mehr Dividende ge-
zahlt! Sie haben die Rekordsumme von 
51 Milliarden Euro aus den Betrieben 
herausgezogen und auf ihre Privatkon-

ker, die allesamt die Interessen der kapi-
talistischen Klasse vertreten, undenkbar. 
 
So würden zwar alle Regierungen in 
Europa gerne den Gaspreis (vor allem 
für die Industrie) senken – in der Hoff-
nung, dadurch die Rezession zu ver-
langsamen. Doch fast alles, was den 
Preis heute nach oben treibt, ist für sie 
unantastbar: Dass solche lebenswichti-
gen Güter im Besitz privater Konzerne 
sind, die ganz allein über deren Preis 
entscheiden dürfen, ist für sie ebenso 
ein heiliges Grundrecht wie das Recht 
aller Kapitalisten, auf diese lebenswichti-
gen Güter an der Börse zu spekulieren 
und damit Profit zu machen. 
 
Also bleibt der Regierung nur ein Mittel: 
nämlich einen Teil der verlangten Wu-
cherpreise mit dem Geld der Allgemein-
heit zu zahlen. Selbst die kleine Gas-
preis-Bremse der deutschen Regierung 
kostet dadurch schon 100 Milliarden 
Euro. 100 Milliarden, die direkt in die 
Taschen der Energiekonzerne fließen. 
Und all die Schulden, die die Regierung 
dafür macht, bergen ein neues Krisen-
Risiko. Man braucht nur nach Großbri-
tannien zu gucken, wo die Schulden für 
ein geplantes Krisen-Paket die Börsen 
in Aufruhr versetzt und das Land beina-
he in eine Finanzkrise gestürzt haben. 
 
Mit jedem Mittel, das die Herrschenden 
heute zur Bekämpfung der Krise einset-
zen, lösen sie nur die nächste Erschüt-
terung aus. Denn die Krise ist kein ober-
flächliches Phänomen, ist nicht durch 
ein Land oder ein einzelnes Problem 
verursacht. Sie ist Ausdruck einer un-
heilbaren Krankheit des gesamten kapi-
talistischen Systems, das es trotz all 
seiner riesigen technischen Möglichkei-
ten, die die Menschheit nach vorne brin-
gen könnten, nur noch schafft, eine klei-
ne Minderheit unfassbar reich zu ma-
chen – während alles andere vor die 
Hunde geht.  
 
Damit die Menschheit eine Zukunft hat, 
wird die Arbeiterklasse die Kapitalisten 
enteignen, selber die Entscheidungsge-
walt übernehmen und eine neue Wirt-
schaftsordnung errichten müssen. 

ten überwiesen. Das ist ihre „Vor-
bereitung“ auf die Krise: die Kassen der 
Konzerne plündern, solange sie noch 
voll sind – wer weiß, was morgen ist. 
 
Die Herrschenden handeln nur nach 
einer Devise: „Die Profite zuerst“. Set-
zen wir ihnen entgegen: „Unsere Löhne 
zuerst! Unsere Arbeitsplätze zuerst! Die 
Arbeiterklasse zuerst!“ Dies ist die einzi-
ge Politik, mit der wir Arbeitenden uns in 
der Krise verteidigen können. Und in 
diesem Kampf sind unsere Verbündeten 
die streikenden Arbeitenden in den fran-
zösischen Raffinerien und englischen 
Häfen, ja die Arbeitenden aller Länder. 
 
Im Moment richtet sich die Wut Vieler 
vor allem gegen die Regierung, die ein-
fach zusieht, wie wir untergehen – und 
uns zynisch Tipps zum Sparen gibt. Und 
sie hat diese Wut mehr als verdient. 
Doch uns muss bewusst sein, dass die 
Regierung auch dafür da ist, um als 
Blitzableiter zu dienen. Wir sollen uns 
an der Regierung abreagieren, während 
die Kapitalisten geschützt hinter ihr im 
Schatten stehen.  
Notfalls wird die Regierung ausge-
tauscht. Doch das ändert nichts, solan-
ge wir die wahren Verantwortlichen der 
Krise nicht in Frage stellen: Die Besitzer 
der Konzerne und Banken, die für ihr 
Recht auf grenzenlosen Profit Produkti-
on und Lieferketten kaputtsparen, Ener-
gie- und Rohstoffpreise willkürlich hoch-
schrauben, die Spekulation anheizen… 
 
Gegenüber diesen Großkapitalisten und 
den Gesetzen ihrer Profit-Wirtschaft 
sind die Regierungen in Wahrheit voll-
kommen unbedeutend. Sie versuchen 
nur, auf deren Entscheidungen und die 
Krisen ihres Systems zu reagieren. 
 
Und bei der Geschwindigkeit, in der sich 
die Krise seit zwei Jahren verschärft, 
torkeln alle Regierungen in Europa ei-
gentlich nur noch hin und her, schwan-
ken von einem Notfallplan zum nächs-
ten – in dem Versuch, die Krise zumin-
dest zu dämpfen. Ohne Erfolg. Denn 
selbst dafür müssten sie Grundlagen 
dieser Wirtschaftsordnung in Frage stel-
len. Gerade dies aber ist für die Politi-

Die Interessen der Arbeitenden zuerst ! 
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Ostdeutschland: noch mehr Angriffe auf die Arbeitenden   
 

22 Jahre nach der Wiedervereinigung verdienen die Arbeitenden in Ostdeutschland im Schnitt 1.017 Euro weniger im Monat als in 
Westdeutschland. In einigen Gegenden lebt damit die Hälfte der Arbeitenden unter der Armutsgrenze. Und im letzten Jahr ist die 
Schere zwischen Ost und West sogar noch weiter auseinandergegangen. Denn wie so oft trifft die Krise diejenigen als erstes, die 
ohnehin schon die unsichersten und schlechtesten Jobs haben. 
 

Hinzu kommt jetzt, dass in Ostdeutschland viele mittelständische Unternehmen angesiedelt sind, die für ihre Produktion viel Ener-
gie benötigen (Herstellung von Porzellan, Düngemittel, Dachziegel, AdBlue…). Eine Reihe dieser Unternehmen hat bereits ihren 
Betrieb gedrosselt oder ganz geschlossen. Und die damit zunehmende Unsicherheit und Arbeitslosigkeit ermöglicht es den Kapi-
talisten, auch die Löhne der Arbeitenden insgesamt weiter zu drücken. 
 

Zunehmend treffen die Krise und die damit verbundenen Angriffe der Kapitalisten auch die Arbeitenden in Westdeutschland. Ost-
deutschland ist damit ein Blick in unser aller Zukunft – wenn wir Arbeitenden uns nicht zu wehren anfangen. 

Iran: Eine tiefgreifende Revolte gegen das diktatorische Regime  
Seit einem Monat gehen vor allem junge 
Frauen und Männer im Iran auf die Stra-
ße. Ausgelöst wurden die Proteste durch 
den Tod einer jungen Frau, die von der 
Sittenpolizei verhaftet und gefoltert wur-
de, weil Haare aus ihrem Kopftuch her-
ausguckte. Mittlerweile sind daraus Mas-
senproteste gegen das gesamte Regime 
geworden, das über 40 Jahre lang unan-
tastbar schien. 
 
Mit Rufen wie „Tod 
dem Diktator“ und 
„Nieder mit der Is-
lamistischen Repub-
lik“ stellt sich die 
Jugend Tag für Tag 
mutig der Sicher-
heitspolizei entge-
gen. Vorneweg die 
Frauen, die das Re-
gime 40 Jahre ge-
zwungen hat, sich 
unter einem Schleier 
zu verstecken und in der Öffentlichkeit 
unauffällig, ja am besten unsichtbar zu 
sein. Nicht einmal die absolute Brutalität 
des Regimes, das bereits über 12.000 
Protestierende verhaftet, zahllose weite-
re verletzt und mehrere hundert getötet 
hat, hält sie davon ab, immer wieder auf 
die Straße zu gehen. 
 
Die Jugend greift die religiösen Führer 
an, die Moral predigen, aber selber ver-
rottete und korrupte Milliardäre sind. Da-
mit treffen sie den Nerv von Millionen 
Ausgebeuteten, die täglich unter Entbeh-
rungen, Inflation und der Korruption des 
Regimes leiden.  
Sie finden Sympathie selbst bei Teilen 
derjenigen, die bislang das Regime un-
terstützt und auch die vielen unterdrü-
ckerischen Maßnahmen gegen die Frau-
en im Namen der Religion nicht in Frage 
gestellt haben. 

Auch die Propaganda des Regimes, 
dass die Revolte der Jugend „vom Wes-
ten und Israel gesteuert“ wäre, verringert 
diese Sympathien nicht. In Wahrheit sind 
die westlichen Staaten den Protesten 
gegenüber sogar sehr zurückhaltend. 
Zwar ist das iranische Regime ihnen ein 
Dorn im Auge, seit es sich 1979 an die 
Spitze der Revolution gegen die Schah-
Diktatur gestellt hatte, unter der der Iran 
quasi Kolonie der USA gewesen war. 

Doch auch wenn es den USA gegenüber 
viel weniger gehorsam ist als zum Bei-
spiel Saudi-Arabien, so ist es doch ein 
Stabilitätsfaktor in der Region und ge-
genüber der eigenen, 80-Millionen-
starken Bevölkerung. Und das letzte, 
was die US-Regierung möchte ist, dass 
das Regime von einer Revolte der Be-
völkerung gestürzt wird. 
 
Daher halten sich die westlichen Staats-
chefs bedeckt. Sie warten ab, ob es dem 
Regime doch noch gelingt, die Revolte 
nach und nach zu ersticken. Gleichzeitig 
halten sie diskret nach einer möglichen 
Alternative Ausschau: sprich nach einem 
neuen (am besten pro-westlichen) Dikta-
tor, der die Bevölkerung wieder in den 
Griff bekommen könnte. 
 
Reza Pahlavi, der in New York lebende 
Sohn des ehemaligen Schahs, versucht 

sich als Nachfolger in Stellung zu brin-
gen. Doch auch im Iran selber könnten 
ganz schnell Politiker angeblich demo-
kratischer Gesinnung auftauchen, um 
diese Rolle zu übernehmen. Selbst aus 
dem Regierungslager gibt es die ersten 
Anwärter, die sich vom jetzigen Diktator 
abgrenzen und Reformen wie die Ab-
schaffung der Sittenpolizei fordern. 
 
Im Süden des Irans sind die Arbeiter 

mehrerer Groß-
betriebe der Öl-
Industrie kürz-
lich in den Streik 
getreten, um die 
Protestbewe-
gung der Ju-
gend zu unter-
stützen. Diese 
Arbeiter stellen 
eine bedeutende 
Kraft dar.  
Sie sind zahl-

reich und konzentriert in großen Betrie-
ben – in einer Branche, die die wichtigs-
te Einnahmequelle des Landes ist. Au-
ßerdem verfügen sie über Kampf-
Traditionen. Erst letztes Jahr hat es hier 
einen langen, harten Streik gegeben. 
Und da die offiziellen Gewerkschaften 
den Bossen und dem Regime unterste-
hen und unabhängige Gewerkschaften 
verboten sind, haben die Arbeiter außer-
dem die Gewohnheit angenommen, ei-
gene Komitees zur Leitung ihrer Kämpfe 
zu gründen.  
 
Wenn die Arbeiter*innen dieser und an-
derer Branchen sich in den Kampf wer-
fen würden und mit ihren eigenen Orga-
nisationen an die Spitze der Bewegung 
treten, dann gibt es eine Chance, dass 
das Regime der Ayatollah gestürzt und 
durch etwas Anderes als eine neue Dik-
tatur ersetzt wird. 
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Bürgergeld: Lassen wir Opfer der Krise uns nicht gegeneinander ausspielen!  
Die CDU muss sich in der Opposition irgendwie profilieren. Nun kann und will sie natürlich nicht die vielen Geschenke der Ampel-
Regierung an die Reichen und Konzerne kritisieren. Daher hat sie unter anderem das neue „Bürgergeld“ als Zielscheibe ihrer Kri-
tik auserkoren. Dieses Bürgergeld ist nichts anderes als HartzIV mit neuem Namen. Auch mit ihm werden Arbeitssuchende und 
Alleinerziehende weiter sanktioniert, in Armut gehalten und gezwungen, jeden noch so schlechten Job anzunehmen. Doch die 
CDU tut ernsthaft so, als könne man damit zukünftig – ohne zu arbeiten – quasi im Luxus leben. 
 

Da hat sie sich wohl etwas vertan: Diejenigen, die ohne zu 
arbeiten im Luxus leben, sind meist in ihrer eigenen Partei zu 
finden… als Besitzer oder Aktionäre von Unternehmen, die 
von der Arbeit ihrer Beschäftigten leben – und sich nicht sel-
ten auch an der heutigen Krise weiter bereichern. 
 

* * * * * * 
Hinter der Propaganda der CDU steckt ein – für alle Arbeiten-
den – gefährliches Manöver. 
Viele arbeiten sich im Moment krumm und kommen ange-
sichts der explodierenden Preise trotzdem nicht mehr klar. 
Doch die Wut darüber versucht die CDU auf die Arbeitslosen 
zu lenken. Dabei werden diese mindestens ebenso erdrosselt 
von den steigenden Preisen für Lebensmittel, Strom,… Kei-
nem Arbeitenden geht es besser, wenn man einer Alleinerziehenden oder einem Arbeitssuchenden noch mehr wegnimmt. Wenn 
wir – die alle Opfer der Krise sind – uns gegenseitig zerfleischen, lachen sich nur die reichen Krisengewinner ins Fäustchen. 
 

Wir müssen uns im Gegenteil zusammentun, um gegen die Herrschenden Maßnahmen zu erkämpfen, die uns wirklich helfen 
können. Angefangen damit, dass alle Löhne, Renten und Sozialhilfen regelmäßig und automatisch genauso viel steigen müssen 
wie die Inflation. 

 
CDU macht Wahlwerbung für die AfD 

Vor der Landtagswahl hat CDU-Chef Merz den Versuch auf die Spitze getrieben, die Wut der Opfer von Krise und Krieg auf ande-
re Opfer zu lenken und damit Stimmen zu fangen. Er hat ernsthaft diejenigen, die vor dem Horror des Krieges in der Ukraine ge-
flohen sind, als „Sozialtouristen“ beschimpft. 
Bei den Wahlen hat der CDU diese widerliche Demagogie nichts eingebracht. Dafür aber der AfD, deren ganzes „Programm“ da-
rauf beruht, die Arbeitenden und Armen aller Länder gegeneinander aufzuhetzen. 

Ukraine:  Eine immer brutalere Kriegs-Spirale  
Der Krieg in der Ukraine ist in den letz-
ten Wochen noch brutaler geworden. 
Vor dem Winter versuchen beide Seiten, 
so viel Boden wie möglich zu gewinnen. 
Insbesondere in den von der russischen 
Armee besetzten Gebieten im Osten des 
Landes toben die Kämpfe.  
Die Zivilbevölkerung war in diesen 
Grenzregionen schon vorher hin- und 
hergerissen zwischen ihren engen Be-
ziehungen zu Russland und ihrer Zuge-
hörigkeit zum ukrainischen Staat. Jetzt 
versucht sie nur noch den Kopf einzuzie-
hen. Denn niemand weiß, ob die russi-
sche oder die ukrainische Armee mor-
gen die Gegend in ihrer Gewalt hat. Und 
beide Armeen schrecken nicht davor 
zurück, diejenigen zu bestrafen (auch 
mit dem Tod), die angeblich mit der geg-
nerischen Seite kollaboriert haben. 
 
Im Moment ist die ukrainische Armee 
überlegen. Vom Westen mit einer uner-
schöpflichen Menge an modernen Waf-
fen ausgestattet, erobert sie Meter für 

Meter zurück – um den Preis unendli-
cher Zerstörung und getöteter Zivilisten. 
Ermutigt durch die Erfolge, weitet die 
ukrainische Regierung ihre Angriffe im-
mer häufiger auch auf das russische 
Grenzgebiet aus – und wiederholt immer 
wieder, dass kein Kompromiss, sondern 
nur der vollständige Sieg für sie in Frage 
komme. 
 
Die russische Regierung ihrerseits hat 
viel zu viel zu verlieren, um aufzugeben 
und sich zurückzuziehen. Stattdessen 
versucht sie den ukrainischen Staat nun 
durch eine gezielte Zerstörung der 
Stromversorgung und anderer Infrastruk-
tur zu schwächen – mit dramatischen 
Folgen für die ukrainische Bevölkerung 
im gesamten Land. Und keiner weiß, 
was als nächstes kommt. 
 
Statt ein schnelles Ende des Krieges zu 
ermöglichen und die ukrainische Bevöl-
kerung zu schützen oder gar zu befreien, 
tragen die immensen westlichen Waffen-

lieferungen in Wahrheit maßgeblich zu 
einer immer brutaleren und langwierigen 
Kriegsentwicklung bei – zur Freude der 
Waffenkonzerne, die eine Profitquelle 
ohne Ende aufgetan haben. 
 
Und je massiver die NATO die Ukraine 
mit Waffen beliefert und offen deutlich 
macht, dass eigentlich die NATO (mit 
ukrainischen Soldaten) Krieg gegen 
Russland führt, desto mehr werden wir 
alle immer stärker in den Krieg hineinge-
zogen. Schon herrschen auch in 
Deutschland erste Vorformen eines 
Kriegszustandes, mit der verstärkten 
Überwachung von kritischen Infrastruktu-
ren aus Angst vor russischen Sabotage-
Akten, mit NATO-Übungen zu Nuklear-
Schlägen und vor allem natürlich mit der 
massiven Aufrüstung. Statt uns vor Krieg 
zu schützen, wie sie behauptet haben, 
treibt uns die Politik der NATO-Staaten 
im Gegenteil immer weiter in eine Spira-
le, in der auch wir am Ende auf dem 
Schlachtfeld stehen. 

Die wahren Schmarotzer 
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Krank zur Arbeit:  
Wenn der Bumerang  

zurückkommt 
 

Laut einer Studie der Krankenkassen 
gehen 10 Prozent der Beschäftigten 
trotz positivem Corona-Test zur Arbeit. 
Ein Teil von ihnen hat schlichtweg 
Angst, weil in ihren unsicheren Jobs 
schon ein Krankenschein zur Kündi-
gung führen kann – oder weil sie als 
Scheinselbstständige nur dann bezahlt 
werden, wenn sie arbeiten. Die anderen 
kommen, weil der Personalmangel so 
extrem ist und sie das Gefühl haben, 
nicht fehlen zu können. 
 

Da derzeit immer wieder ganze Schich-
ten in den Betrieben wegen Corona-
Infektionen ausfallen, empört sich der 
Unternehmerverband über diese an-
gebliche „Verantwortungslosigkeit“ der 
Beschäftigten. 
 

Doch sie selber haben dies zu verant-
worten. Sie haben die unsicheren Jobs 
geschaffen. Sie haben den massiven 
Personalmangel herbeigeführt. Sie ha-
ben ein Betriebsklima geschaffen, das 
einen drängt, trotz Krankheit, Schmer-
zen und Risiken für andere arbeiten zu 
kommen. Und nun ärgern sie sich, weil 
ausnahmsweise auch sie einmal unter 
den Folgen ihres verantwortungslosen, 
kapitalistischen Denkens leiden. Wir 
Arbeitenden tun dies permanent.   

Der Name ist Programm 
 

Der Rüstungskonzern Rheinmetall hat einen neuen hochmodernen Panzer für die 
Bundeswehr entworfen und ihn als „Antwort“ auf Russlands Panzer präsentiert. 
Rheinmetall hat erklärt, dass diesem neuen Panzer bewusst ein „traditionsreicher“ 
Namen gegeben wurde. Der neue Panzer heißt „Panther“. Genau so hieß der Pan-
zer, der ab 1943 gebaut worden war: für den „Endsieg“ Hitler-Deutschlands über die 
Welt, allen voran über Russland. 
 

Das also ist die Tradition, an die Rheinmetall und die Bundeswehr anknüpfen wol-
len!? 

DAS ROTE TUCH 
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Zechen-Unglück: Kapitalismus ist kein Schicksal 
 

41 Arbeiter sind bei einer Gas-Explosion in einer staatlichen Kohlen-Zeche in der 
Türkei ums Leben gekommen. 
Über 200 Unfälle hat es allein im letzten Jahr in dieser Zeche gegeben. Und bereits 
in den zwei Wochen vor der Katastrophe waren Probleme wegen Gas-Lecks be-
kannt. Doch es wurde einfach weitergearbeitet. Umso zynischer war es, dass Präsi-
dent Erdogan die Gas-Explosion als einen unvermeidlichen „Plan des Schicksals“ 
bezeichnete. 
 

Empört sind am Tag darauf in mehreren Städten Menschen auf die Straße gegan-
gen. Sie riefen: „Das war kein Schicksal, das war Massenmord!“ Vorherbestimmt war 
ihr Tod nicht durch eine göttliche Macht, sondern einzig durch die kapitalistische Lo-
gik, in der nicht die Sicherheit, sondern der Profit an höchster Stelle steht – in der 
Türkei wie überall sonst. 

Der Kampf  
um den Futternapf 

 

In einer Reihe Supermärkte wie bei 
Netto oder Rewe herrscht in manchen 
Regalen gähnende Leere, wo vorher 
Whiskas, Mars-Riegel, Uncle Bens und 
zahlreiche andere Marken gestanden 
haben. Grund ist ein Macht-Kampf zwi-
schen den Supermarkt-Ketten und dem 
Mars-Konzern, dem alle diese Marken 
gehören.  
 

Der Mars-Konzern hat nämlich seine 
Preise massiv erhöht. Die Supermarkt-
Ketten befürchten, dass für sie damit 
nicht mehr genug Profit übrig bleibt und 
wollen vom Mars-Konzern andere Be-
dingungen. 
 

Wie auch immer sie sich einigen wer-
den: Wir Verbraucher müssen auch 
künftig saftige Preise – und sogar noch 
höhere Preise – bezahlen, um sowohl 
die Profite des Mars-Konzerns wie die 
von Rewe, Netto und Co. zu sichern. 

Krankenhäuser am Limit: der neue Dauerzustand? 
 

Schon wieder sind eine Reihe Krankenhäuser über dem Limit. Die übliche Erkäl-
tungswelle und Corona-Infektionen haben den ohnehin dramatischen Personalman-
gel so verschlimmert, dass die Versorgung der Patienten nicht mehr gewährleistet 
werden kann. Schon wieder müssen Behandlungen und OPs verschoben werden. 
Und in den ersten Krankenhäusern sollen sogar mit Corona infizierte Pflegekräfte 
wieder arbeiten kommen. 
 

Die jahrzehntelange Sparpolitik und die Ausrichtung der Krankenhäuser auf Profit 
haben bereits vor der Pandemie für extremen Personalmangel gesorgt. Doch dass 
die Regierung trotz der Pandemie mit dieser Sparpolitik weitermacht (während es 
Rettungsschirme für Kapitalisten in riesiger Milliardenhöhe gibt) und die Arbeitsbedin-
gungen noch schlimmer werden, hat noch mehr Pflegekräfte in die Flucht geschla-
gen.  
Mit dem Ergebnis, dass die Ausnahmesituationen in den Krankenhäusern, wie wir sie 
in der ersten Zeit der Pandemie erlebt haben, bald auch ohne sie zur Regel werden. 


